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Bebauungsplan Nr. 13 - Bahnhofstraße - 1. vereinfachte Änderung 
hier: Aufstellungsbeschluss und Anordnung des Beteiligungsverfahrens 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
1. Der Bebauungsplan Nr. 13 – Bahnhofstraße – wird im vereinfachten Verfahren gem. § 13 

BauGB geändert.  
 

Umfang der Änderungen: 
 
Folgende textliche Festsetzungen werden komplett gestrichen: 
 

1) Zäune sind bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. 
2) Garagen sind mit Dachneigungen zwischen 0° - 8° auszuführen. 

 
Betroffene Flurstücke: 
 
Gemarkung Übach-Palenberg, Flur 46, alle Flurstücke im Bereich des o.g. Bebauungs-
planes 

 
2. Der Änderungsentwurf wird beschlossen. 
 
3. Der von der Änderung des Bebauungsplanes betroffenen Öffentlichkeit und den von der 

Planänderung berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird gem. 
§ 13 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

 
 
Begründung: 
 
Bezugnehmend auf die Vorlage SV 226, die am 05.07.2005 durch den Rat beschlossen wur-
de, wird vorgeschlagen, die Festsetzungen zu den Einfriedungen, die im Bebauungsplan ge-
troffen wurden, aufzuheben. 



  
 
Die Regelungen, die das Nachbarrechtsgesetz NRW und die Landesbauordnung NRW tref-
fen, sind vollkommen ausreichend zur Steuerung von stadtbildverträglichen Einfriedungen. 
 
Ebenso ist die Festsetzung, dass Garagen mit Flachdächern zwischen 0° - 8° auszuführen 
sind, aus städtebaulicher Sicht überholt und kann ersatzlos entfallen. 
 
Da es sich nur um die Aufhebung von textlichen Festsetzungen handelt, die hinreichend 
durch das Nachbarrechtsgesetz NRW sowie die Landesbauordnung NRW geregelt werden, 
sind die Grundzüge der Planung des Bebauungsplanes Nr. 13 Bahnhofstraße nicht berührt. 
Von daher ist ein vereinfachtes Änderungsverfahren möglich. 
 
Gemäß § 13 Abs. 3 wird im vereinfachten Änderungsverfahren von einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 , von dem Umweltbericht nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. 
 
 
Beigefügte Anlagen zu dieser Sitzungsvorlage: 
 
Übersichtsplan 
 
 
 
 


